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Betreff: Newsletter 8/2023: Neuer Volltext und 31 Entscheidungen online - 

Schwerpunkt StPO

Wird diese Nachricht nicht richtig dargestellt, klicken Sie bitte hier 

 

 

 

Detlef Burhoff 
Rechtsanwalt, Richter am OLG a.D. 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
hallo lieber Newsletter-Bezieher, 

 

26789 Leer, den 16.04.2023 
 

 
mit diesem Newsletter berichte ich zunächst über einen weiteren von mir stammenden Beitrag, der online gestellt 
worden ist. Es handelt sich um den Beitrag 

Verfahrenstipps und Hinweise für Strafverteidiger (I/2023) 

 
aus ZAP 2023, S. 339, der u.a. eine umfangreiche Rechtsprechungsübersicht zum Recht der Pflichtverteidigung 
enthält. 
 
Außerdem sind in den beiden letzten Wochen 31 Entscheidungen im Volltext auf der Homepage eingestellt worden 
sind - Schwerpunkt StPO. Es handelt sich um folgende Entscheidungen: 

OWi 
Abwesenheitsverhandlung, Verletzung der Hinweispflicht, Rechtsbeschwerde, Verfahrensrüge 
BayObLG, Beschl. v. 01.02.2023 - 202 ObOWi 1580/22 

  

1. Wird der Betroffene von der Pflicht zum persönlichen Erscheinen in der Hauptverhandlung entbunden 
und nimmt weder er noch sein Verteidiger an dieser teil, reicht ein Hinweis auf eine abweichend vom 
Bußgeldbescheid in Betracht kommende Verurteilung wegen Vorsatzes nach § 71 Abs. 1 OWiG i.V.m. § 
265 Abs. 1 StPO in der Hauptverhandlung nicht aus. 

2. Anders als bei einer allein auf die Rüge der Verletzung des rechtlichen Gehörs (Art. 103 Abs. 1 GG) 
gestützten Beanstandung setzt die Zulässigkeit der Rüge einer Verletzung von § 265 Abs. 1 StPO nicht 
voraus, dass der Beschwerdeführer auch vorträgt, wie er sich im Falle eines ordnungsgemäß erteilten 
Hinweises verteidigt hätte, insbesondere was er in diesem Fall konkret geltend gemacht bzw. wie er 
seine Rechte im Einzelnen wahrgenommen hätte. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7691.htm 

OWi 
Abwesenheitsverfahren, Verletzung des rechtlichen Gehörs, Rechtsbeschwerde, Begründung 
KG, Beschl. v. 01.02.2023 – 3 ORbs 21/23 
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1. Wird im Antrag auf Zulassung der Rechtsbeschwerde eine Verletzung des rechtlichen Gehörs des von 
der Erscheinenspflicht in der Hauptverhandlung entbundenen und deshalb nicht erschienenen 
Betroffenen darauf gestützt, dass das Urteil auf einem in der Terminladung nicht benannten, in der 
Hauptverhandlung erschienenen und in Abwesenheit des Betroffenen vernommenen Zeuge beruht, muss 
der Betroffene darlegen, wie er sein Fragerecht ausgeübt und welche Fragen er gestellt hätte. 

2. Nimmt der Verteidiger an der Hauptverhandlung teil, bedarf es eines Vortrages dazu, ob er die Rechte 
des Betroffenen als dessen Vertreter mit nachgewiesener Vertretungsvollmacht - in Ausübung dieser 
Vollmacht - wahrgenommen hätte. 

3. Stellt der Verteidiger im eigenen Namen Beweisanträge, nimmt er seine Befugnisse als Verteidiger, nicht 
aber die Rechte des Betroffenen in Ausübung seiner Vertretungsvollmacht wahr. Will der Verteidiger in 
der Hauptverhandlung (auch) als Vertreter des abwesenden Betroffenen auftreten, muss dies deutlich 
zum Ausdruck gebracht werden. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7692.htm 

StPO 
Berufungsverwerfung, Wiedereinsetzung, neue Tatsachen, Entschuldigungsgrund 
OLG Saarbrücken, Beschl. v. 08.03.2023 – 1 Ws 51/23 

1. Ein Wiedereinsetzungsantrag nach § 329 Abs.7 StPO kann nicht auf Tatsachen gestützt werden, die das 
Berufungsgericht in seinem Verwerfungsurteil bereits als zur Entschuldigung nicht geeignet gewürdigt 
hat. 

2. Ein Wiedereinsetzungsantrag nach § 329 Abs. 7 StPO kann nicht auf neue Beweismittel für Tatsachen 
gestützt werden, die das Berufungsgericht in seinem Verwerfungsurteil bereits als zur Entschuldigung 
nicht geeignet gewürdigt hat. 

3. Die Vorlage eines Attestes entschuldigt die Säumnis des Angeklagten in der Berufungshauptverhandlung 
nur dann in ausreichender Weise, wenn sich aus dem Attest körperliche oder geistige Beeinträchtigungen 
ergeben, die eine Teilnahme an der Verhandlung unzumutbar machen. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7711.htm 

StPO 
Eröffnung des Hauptverfahrens, fehlende Beschuldigtenvernehmung, Sicherungsverfahren,  
Sachverständigenanhörung 
OLG Celle, Beschl. v. 10.02.2023 - 2 Ws 336/22 

1. Wird im Ermittlungsverfahren entgegen § 163a Abs. 1 StPO eine Beschuldigtenvernehmung nicht 
durchgeführt, ist das Gericht nicht verpflichtet, auf eine unter Verletzung des rechtlichen Gehörs 
erhobene Anklage hin das Hauptverfahren zu eröffnen. 

2. Dies gilt entsprechend bei einer Antragsschrift im Sicherungsverfahren. 
3. Werden anlässlich eines Explorationsgesprächs durch den psychiatrischen Sachverständigen die 

Vorwürfe mit dem Beschuldigten erörtert, stellt dies keine Vernehmung im Sinne des § 163a Abs. 1 StPO 
dar. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7710.htm 

StPO 
Durchsuchung, Anfangsverdacht, Zusendung von BtM-Sendungen 
LG Mannheim, Beschl. v. 29.03.2023 – 17 Qs 11/23 

Zur Bejahung eines für die Anordnung einer Durchsuchung erforderlichen Anfangsverdachts bei BtM-
Zusendungen. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7708.htm 
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StPO 
Durchsuchung, Anfangsverdacht, anonyme Anzeige 
LG Nürnberg-Fürth, Beschl. v. 15.03.2023 – 12 Qs 23/23 

Eine anonyme Anzeige kann nur dann als Grundlage für eine Durchsuchung genügen, wenn sie von 
beträchtlicher sachlicher Qualität ist oder mit ihr zusammen schlüssiges Tatsachenmaterial vorgelegt wurde. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7707.htm 

StPO 
Durchsuchung, Anfangsverdacht, Auskunftsverweigerungsrecht, Durchsuchungsziel 
LG Leipzig, Beschl. v. 10.03.2023 - 5 Qs 12/23 

Ein geltend gemachtes Auskunftsverweigerungsrecht hindert nicht, dass gegen die auskunftsverweigerende 
Person ein Ermittlungsverfahren eingeleitet werden kann. Treten weitere Anhaltspunkte hinzu, ist die 
Strafverfolgungsbehörde nicht gehindert, eine Durchsuchung mit dem Ziel, weitere Beweismittel aufzufinden, zu 
veranlassen, um einen bestehenden Tatverdacht zu überprüfen, sofern sich dieselbe nicht als unverhältnismäßig 
darstellt. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7706.htm 

StPO 
Fortdauer der Unterbringung, Anhörung des Sachverständigen, Zulässigkeit einer Videokonferenz 
OLG Zweibrücken, Beschl. v. 14.03.2023 – 1 Ws 9/23 

Bei der Entscheidung über die Fortdauer der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus ist es gemäß 
§ 463e Abs. 2 i. V. m. Abs. 1 Satz 3 StPO unzulässig, die mündliche Anhörung des Sachverständigen im Wege 
der Bild- und Tonübertragung durch Zuschaltung zum Termin über Videokonferenztechnik durchzuführen. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7699.htm 

StPO 
Erklärungen des Verteidigers, Zurechnung, schweigender Mandant 
KG, Beschl. v. 05.12.2022- 3 Ws (B) 310/22 

Erklärungen des Verteidigers in der Hauptverhandlung dürfen nicht ohne Weiteres als Erklärungen des 
schweigenden Betroffenen gewertet werden. 

Äußert sich der Verteidiger in der Hauptverhandlung zur Sache, darf das Gericht diese Angaben nicht ohne 
weiteres dem schweigenden Betroffenen zurechnen. 

Es ist nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, die grundsätzlich auch im 
Ordnungswidrigkeitenverfahren gelten, zu differenzieren: 
 
a) Äußert sich der Verteidiger in Form eines Schriftsatzes zur Sache, handelt es sich grundsätzlich um eine 
Prozesserklärung des Verteidigers, die dieser aus eigenem Recht und in eigenem Namen abgibt, und nicht um 
eine Sacheinlassung des Angeklagten. Gleiches gilt bei entsprechenden Erklärungen in der Hauptverhandlung 
bei Anwesenheit des Betroffenen. 
b) Schriftliche und mündliche Erklärungen des Verteidigers können ausnahmsweise als Einlassung des 
Angeklagten bzw. des Betroffenen entgegengenommen und verwertet werden, wenn ein gesetzlich 
vorgesehener Fall der Vertretung vorliegt (§§ 234, 329, 350, 387, 411 StPO bzw. § 73 Abs. 3 OWiG) oder wenn 
der Angeklagte bzw. der Betroffene ausdrücklich erklärt, sie als eigene gelten zu lassen. Eine solche Erklärung 
des anwesenden Betroffenen ist eine wesentliche Förmlichkeit und protokollierungspflichtig. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7698.htm 
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StPO 
Ausschluss der Öffentlichkeit, Verlegung, Gerichtstafel, Aushang 
KG, Urt. v. 21.12.2022 - (3) 121 Ss 165/22 (67/22) 

1. Der Grundsatz der Öffentlichkeit nach § 169 Abs. 1 GVG ist nicht verletzt, wenn ein Aushang vor dem 
Sitzungssaal fehlt, ein solcher aber im Eingangsbereich des Gerichtsgebäudes angebracht ist. 

2. In großen oder unübersichtlichen Gerichtsgebäuden wird die Möglichkeit, in zumutbarer Weise Ort und 
Zeit einer Hauptverhandlung zu erfahren, durch einen Aushang im Eingangsbereich eröffnet. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7697.htm 
 

StPO 

Berufungsbeschränkung, Strafaussetzung zur Bewährung 

OLG Brandenburg, Urt. v. 15.02.2023 – 1 OLG 53 Ss 119/22 

Die Entscheidung über die Strafaussetzung zur Bewährung ist ein selbständiger Teil des Urteilsspruchs (§ 260 
Abs. 4 Satz 4 StPO). Sie kann isoliert angefochten werden, wenn sich die ihr zugrunde liegenden Erwägungen 
von denen der Strafzumessung trennen lassen. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7696.htm 

StGB/Nebengebiete 
Klimaaktivist, Sitzblockade, Nötigung, Verwerflichkeit, Abwägung 
LG Berlin, Urt. v. 18.01.2023 - 518 Ns 31/22 

Die Sitzblockade eines sog. Klimaaktivisten ist grundsätzlich als verwerflich i. S. d. § 240 Abs. 2 StGB anzusehen 
und insbesondere nicht durch die in Art. 8 Abs. 1 GG geschützte Versammlungsfreiheit, deren Prüfungsmaßstab 
allein maßgeblich ist, gerechtfertigt. Es ist eine Prüfung der Zweck-Mittel-Relation vorzunehmen. Entscheidend 
zu berücksichtigen ist im Rahmen der vorzunehmenden Abwägung vor allem das Gewicht des gewaltsamen 
Eingriffs in die Rechte Dritter, die von den Tätern zu Objekten ihrer Selbstdarstellung gemacht werden. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7714.htm 

StGB/Nebengebiete 
Festkleben auf der Fahrbahn, Klimaaktivist, Nötigung, Rechtfertigung, Widerstand 
LG Berlin, Beschl. v. 21.11.2022 – 534 Qs 80/22 

Beim Festkleben mit der Hand auf einer Fahrbahn, ihm Rahmen einer Straßenblockade, um Fahrzeugführer an 
ihrer Weiterfahrt zu hindern, bis die Blockade durch Polizeieinsatzkräfte geräumt wird, besteht hinreichender 
Tatverdacht hinsichtlich Nötigung und Widerstandes gegen Vollstreckungsbeamte. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7713.htm 

StGB/Nebengebiete 
Beschuhter Fuß, Tritt, gefährliches Werkzeug, lebensgefährdende Behandlung 
BayObLG, Beschl. v. 02.02.2023 - 202 StRR 6/23 

1. Zwar kann im Einzelfall ein beschuhter Fuß ein gefährliches Werkzeug i.S.d. § 224 Abs. 1 Nr. 2 Var. 2 
StGB sein, was aber voraussetzt, dass damit auf den Körper des Opfers tatsächlich eingewirkt wird. 

2. Eine das Leben gefährdende Behandlung i.S.d. § 224 Abs. 1 Nr. 5 StGB kommt nur dann in Betracht, 
wenn die Einwirkung auf das Opfer nach den konkreten Umständen des Einzelfalls generell geeignet ist, 
dessen Leben zu gefährden. Tritte gegen den Kopf fallen hierunter nur dann, wenn sie nach Art der 
konkreten Ausführung der Verletzungshandlungen zu lebensgefährlichen Verletzungen führen können. 
Die bloß theoretische Möglichkeit einer Lebensgefährdung genügt nicht. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7712.htm 



5

StGB/Nebengebiete 
Strafaussetzung, wiederholte Straffälligkeit, Therapiebereitschaft 
BayObLG, Beschl. v. 02.12.2022 - 202 StRR 108/22 

1. Die bloße Bekundung einer Einsicht in das begangene Unrecht stellt für sich genommen bei einem 
vielfach vorbestraften Angeklagten, der bislang Bewährungszeiten nicht durchgestanden und 
langjährigen Strafvollzug erlitten hat, regelmäßig keinen Gesichtspunkt dar, der die Strafaussetzung zur 
Bewährung rechtfertigen könnte. 

2. Die Bereitschaft des Angeklagten, eine Alkoholentwöhnungstherapie durchzuführen, ist grundsätzlich für 
die Kriminalprognose im Sinne des § 56 Abs. 1 StGB nicht von entscheidender Bedeutung. 

3. Die Strafaussetzung zur Bewährung stellt kein Instrument zur Belohnung für ein erwünschtes Verhalten 
dar. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7695.htm 

StGB/Nebengebiete 
Strafaussetzung, Bewährung, Zwei-Drittel-Entscheidung, Verantwortbarkeitsprognose 
OLG Brandenburg, Beschl. v. 20.02.2023 – 1 Ws 11/23 

Neue Straftaten lassen sich für die Verantwortbarkeitsprognose nach § 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 StGB auch dann 
verwerten, wenn sie noch nicht rechtskräftig abgeurteilt sind. Die Entscheidung über die bedingte 
Reststrafenaussetzung im Rahmen des § 57 Abs. 1 StGB hat andere Voraussetzungen als die 
Nachtragsentscheidung nach § 56f StGB. Deshalb muss der Gefangene wegen neuer Straftaten, die ihm im 
Rahmen der Prognoseentscheidung entgegengehalten werden, nicht bereits rechtskräftig verurteilt sein. Für 
einen Bewährungswiderruf nach § 56f StGB ist grundsätzlich die Feststellung einer neuen Straftat erforderlich. Im 
Gegensatz dazu ist eine bedingte Reststrafenaussetzung an das Vorliegen einer günstigen 
Verantwortbarkeitsprognose geknüpft. Die Strafvollstreckungskammer hat die Tat und die Persönlichkeit des 
Verurteilten unter Berücksichtigung aller sonstiger bekannter Umstände und Gesichtspunkte zu würdigen. Im 
Rahmen der vorzunehmenden Gesamtbetrachtung gehen Zweifel über das Prognoseurteil zu Lasten des 
Verurteilten. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7694.htm 

StGB/Nebengebiete 

Strafaussetzung, Bewährung, Widerruf, erneute Straffälligkeit 
VerfG Brandenburg, Beschl. v. 18.11.2022 – 13/22 EA 

1. Wird ein Straftäter, dessen Strafe zur Bewährung ausgesetzt wurde, erneut straffällig, ist das 
Vollstreckungsgericht mit Blick auf die Strafaussetzung nicht an die Reaktion anderer Gerichte gebunden. 
Das Vollstreckungsgericht ist also nicht daran gehindert, die Strafaussetzung zu widerrufen, obwohl das 
Gericht, das über die neue Straftat zu urteilen hat, von einer unbedingten Freiheitsstrafe abgesehen hat. 

2. Das Vollstreckungsgericht ist zwar grds gehalten, sich bei seiner Prognoseentscheidung der sach- und 
zeitnäheren Prognose eines Tatgerichts anzuschließen, das über die letzte, während der Bewährungszeit 
begangene Straftat geurteilt hat. Durchbrechungen dieses Grundsatzes sind jedoch möglich und 
jedenfalls nicht von Verfassungs wegen ausgeschlossen. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7693.htm 

Haftfragen 
Organisationshaft, Verhältnismäßigkeit, zulässige Dauer 
OLG München, Beschl. v. 15.03.2023 - 3 Ws 119/23 

Es gibt keinen Grundsatz, nachdem ein Vollzug von Organisationshaft bis zur Dauer von drei Monaten in der 
Regel rechtmäßig sei. Vielmehr ist der Vollzug von Organisationshaft nur dann rechtmäßig, wenn diese sich nicht 
vermeiden lässt, obwohl sich die Vollstreckungsbehörden, sobald ihnen bekannt wird, zu welchem Zeitpunkt ein 
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Platz für den Vollzug einer Maßregel benötigt wird, unverzüglich im Rahmen des Möglichen darum bemühen, 
diesen Platz zu beschaffen. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7717.htm 

Haftfragen 
U-Haft, Beschleunigungsgrundsatz, laufende Hauptverhandlung., Vorbereitung der Hauptverhandlung, 
Terminschwierigkeiten 
OLG Brandenburg, Beschl. v. 05.04.2023 - 1 Ws 34/23 (S) 

1. Zur Beachtung des Beschleunigungsgebots in Haftsachen während laufender Hauptverhandlung 

2. In umfangreicheren Haftsachen im Ergebnis haben eine effiziente Verfahrensplanung in ausreichendem 
Umfang Hauptverhandlungstage statt zu finden. Das Bundesverfassungsgericht geht davon aus, dass ein 
Verstoß gegen das Beschleunigungsgebot regelmäßig vorliegt, wenn nicht mindestens an einem Tag in 
der Woche beziehungsweise an weniger als vier Tagen im Monat verhandelt wird. 

3. Zwar ist grundsätzlich auch die Verteidigung gehalten, in ihrer Terminplanung ausreichenden Raum für 
die Wahrnehmung der Hauptverhandlung der Mandanten zu belassen. Von den Verteidigern kann jedoch 
nicht erwartet werden, dass sie sich mehrere Fortsetzungstermine freihalten, wenn die 
Fortsetzungstermine durch eine mangelnde Vorbereitung der Hauptverhandlung notwendig geworden 
sind. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7715.htm 

Haftfragen 
Sitzungshaftbefehl, Verhältnismäßigkeit 
LG Nürnberg-Fürth, Beschl. v. 13.03.2023 - 7 Qs 17/23 

Der Erlass eines Haftbefehls nach § 230 Abs. 2 StPO kommt in der Regel nur dann in Betracht, wenn der 
Versuch der Vorführung zum Termin gescheitert ist und/oder mit hoher Wahrscheinlichkeit auszuschließen ist, 
dass die Anwesenheit des Angeklagten durch eine Vorführung sichergestellt werden kann. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7716.htm 

Verwaltungsrecht 
Abschleppmaßnahme, abgesenkter Bordstein, Kostenbescheid 
VG München, Urt. v. 13.03.2023 – M 23 K 21.5650 

Für die Rechtsmäßigkeit einer Abschleppmaßnahme kommt es grundsätzlich  nicht darauf an, ob aus der 
Begehung der Verkehrsordnungswidrigkeit eine gegenwärtige konkrete Behinderung anderer Verkehrsteilnehmer 
folgt. Denn es ist anerkannt, dass jedenfalls bei einer Beeinträchtigung der Funktion einer Verkehrsfläche das 
Abschleppen eines Fahrzeugs angemessen ist. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7721.htm 

Verwaltungsrecht 
Abschleppkosten Höhe, abgebrochener Abschleppvorgang 
VG München, Urt. v. 13.03.2023 – M 23 K 21.5332 

1. Dem Verkehrsteilnehmer im ruhenden Verkehr ist es zuzumuten, sich nach etwa vorhandenen 
Verkehrszeichen sorgfältig umzusehen und eingehend zu prüfen, ob er sein Fahrzeug an der von ihm 
gewählten Stelle abstellen darf. 

2. Zu den „Abschleppkosten“ gehören auch die Kosten für eine Leerfahrt des Abschleppunternehmens, 
dessen Fahrzeug bereits ausgerückt ist, dann aber nicht mehr benötigt wird. Kostenersatz für einen 
sogenannten abgebrochenen Abschleppvorgang kann jedenfalls dann verlangt werden, wenn die Kosten 
bereits angefallen waren und die Beauftragung des Abschleppunternehmens nicht mehr rechtzeitig 
storniert werden konnte. 
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https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7720.htm 

Verwaltungsrecht 
FABS, Punktestand, Kenntnisstand der Verwaltungsbehörde 
VGH Baden-Württemberg Beschl. v. 13.03.2023 - 13 S 2370/22 

Die zuständige Fahrerlaubnisbehörde kann den für die Anwendung des § 4 Abs. 6 Satz 4 StVG erforderlichen 
Kenntnisstand nur durch Mitteilungen des Kraftfahrt-Bundesamts, nicht aber durch Mitteilungen des 
Fahrerlaubnisinhabers, seines bevollmächtigten Rechtsanwalts oder anderer Privatpersonen erhalten. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7703.htm 

Verwaltungsrecht 
Fahrerlaubnis, Fahreignung, Dauerbehandlung mit Medizinal-Cannabis 
VGH Baden-Württemberg, Beschl. v. 16.01.2023 - 13 S 330/22 

1. Eine Dauerbehandlung mit Medizinal-Cannabis führt nur dann nicht zum Verlust der Fahreignung, wenn 
die Einnahme von Cannabis indiziert und ärztlich verordnet ist, das Medizinal-Cannabis zuverlässig nach 
der ärztlichen Verordnung eingenommen und die Medikamenteneinnahme ärztlich überwacht wird, keine 
dauerhaften Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit zu erwarten sind, die Grunderkrankung bzw. die 
vorliegende Symptomatik keine verkehrsmedizinisch relevante Ausprägung aufweist, die eine sichere 
Verkehrsteilnahme beeinträchtigt, und nicht zu erwarten ist, dass der Betroffene in Situationen, in denen 
seine Fahrsicherheit durch Auswirkungen der Erkrankung oder der Medikation beeinträchtigt ist, am 
Straßenverkehr teilnehmen wird. 

2. Eine Indikation zur Behandlung mit Betäubungsmitteln (hier: Medizinal-Cannabis) ist nur gegeben, wenn 
ihre Anwendung zur Erreichung des Therapieziels unerlässlich (ultima ratio) ist. Kommen andere 
Maßnahmen in Betracht, die zur Erreichung des Ziels geeignet sind, wie etwa eine Änderung der 
Lebensweise, physiotherapeutische Behandlungen, eine Psycho- oder Verhaltenstherapie oder die 
Anwendung nicht den Vorschriften des Betäubungsmittelgesetzes unterliegender Arzneimittel, ist diesen 
der Vorrang zu geben. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7702.htm 

Sonstiges 
Durchsuchung, Reichsbürger 
LG Passau, Beschl. v. 14.03.2023 - 2 T 29/23 

Allein die Zugehörigkeit zu der Reichsbürgerbewegung stellt noch keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung dar. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7709.htm 

Gebühren 
Beratungshilfe, mehrere Beschuldigte, Verbot der Mehrfachverteidigung 
AG Braunschweig, Beschl. v. 27.03.2023 - 81a II 1309/21 

Zur Anwendung des § 146 StPO im Beratungshilfeverfahren. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7719.htm 

Gebühren 

Einziehung, Führerschein, zusätzliche Verfahrensgebühr 

AG Frankfurt am Main, Beschl. v. 03.03.2023 - 993 Cs 443 Js 2095/20 (41/23) 
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Die anwaltliche Vertretung eines Beschuldigten in einem Strafverfahren, in dessen Lauf die Fahrerlaubnis 
vorläufig entzogen wird, löst keinen Gebührenanspruch nach 4142 VV RVG aus. Das gilt auch für die Einziehung 
des Führerscheinformulars. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7718.htm 

Gebühren 
Begleichung von Dolmetscher-/Übersetzerrechnungen, Pflichtverteidiger, Wahlanwalt, Verfahren 
LG Nürnberg-Fürth, Beschl. v. 24.02.2023 – 20 KLs 358 Js 11338/21 

1. Wird ein Dolmetscher vom Verteidiger beauftragt, hat der Dolmetscher keinen unmittelbaren Anspruch 
gegen die Staatskasse, sondern allein gegen seinen Auftraggeber. Dieses kann sich dann im Rahmen 
des Erforderlichen gegenüber der Staatskasse schadlos halten. 

2. Es handelt sich um einen Auslagenerstattungsanspruch sui generis unabhängig von der Art der 
Verteidigung und der Frage einer Verurteilung. 

3. Die wörtliche Übersetzung der gesamten Akte oder einzelner Aktenbestandteile gehört in der Regel 
gerade nicht zu den insoweit erforderlichen Translationsleistungen. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7701.htm 

Gebühren 
Unterbevollmächtigter Terminsvertreter, Erstattungsfähigkeit der Kosten 
AG Frankfurt am Main, Beschl. v. 28.02.2023 – 30 C 731/22 (68) 

Zu den zu erstattenden Kosten können auch die Kosten für einen Unterbevollmächtigten gerechnet werden, 
jedenfalls dann, wenn dies im Vorfeld mit dem Mandanten abgestimmt ist und dieser dadurch der Delegation der 
eigentlich höchstpersönlich vorzunehmenden Terminvertretung zugestimmt hat. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7700.htm 

beA 
beA, beA-Kartentausch 2022, vorübergehende technische Unmöglichkeit, Anforderungen an Vortrag 
OVG Lüneburg, Beschl. v. 03.02.2023 – 12 ME 6/23 

Für eine vorübergehende Unmöglichkeit der Übermittlung aus technischen Gründen im Sinne des § 55d Satz 3 
VwGO reicht es nicht aus, dass ein Rechtsanwalt im Zuge des beA-Kartentauschs 2022 warum auch immer 
zeitweilig über keine aktivierte Chipkarte verfügte, sondern dürfte es maßgeblich darauf ankommen, weshalb das 
nicht der Fall war. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7705.htm 

beA 
beA, Anforderungen an eine Ersatzeinreichung, erforderlicher Vortrag 
KG, Beschl. v. 17.10.2022 – (3) 121 Ss 105/22 (42/22) 

Zu den Anforderungen an eine Ersatzeinreichung nach § 32d Satz 4 StPO. 

https://www.burhoff.de/asp_weitere_beschluesse/inhalte/7704.htm 
 

 

Im Werbeblock dann folgende Hinweise: 
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Zu den im November 2021 erschienenen Handbüchern  
 
* Burhoff (Hrsg.), Handbuch für das strafrechtliche 

  Ermittlungsverfahren, 9. Auflage, 2022,  
* Burhoff (Hrsg.), Handbuch für die strafrechtliche 

  Hauptverhandlung, 10. Auflage, 2022,  
 
ist auf folgenden Sonderverkauf/folgendes Sonderangebot hinzuweisen:  
 
Diese beiden Werken sind inzwischen als sog. Mängelexemplare lieferbar. 
Bei solchen Exemplaren handelt es sich i.d.R. um Exemplare aus Retouren, 
also Rücksendungen. Es können also die Schutzhüllen fehlen, es können 
Seiten umgeknickt sein u.Ä. Es handelt sich aber immer um kleinere Mängel, 
die Bücher sind natürlich inhaltlich vollständig. Es fehlt nichts.  
 
Diese Sonderexemplare kann man zu Sonderpreisen erwerben, und zwar 
das Handbuch für das strafrechtliche Ermittlungsverfahren für nur 94,90 
EUR (regulär 129,00 EUR) und das Handbuch für die strafrechtliche 
Hauptverhandlung für 89,90 EUR (regulär 119,00 EUR). 
 
Natürlich kann man die Werke auch nach wie vor zum regulären Preis 
bestellen. Es gibt auch weiterhin das "Burhoff-Paket", das aus dem 
"Ermittlungsverfahren" und der "Hauptverhandlung" besteht, natürlich nach 
wie vor preisreduziert gegenüber den "1a-Werken", so dass sich die 
Sammelbestellung auf jeden Fall lohnt. "Mängelexemplare" gibt es hier nicht. 
 
Und auch das "Komplettpaket" - also: Handbücher Ermittlungsverfahren, 
Hauptverhandlung, Rechtsmittel, Nachsorge - ist weiter lieferbar, und zwar 
mit dem "Ermittlungsverfahren" und der "Hauptverhandlung" in den 
Neuauflagen und "Rechtsmittel" und "Nachsorge" in der nach wie vor (nur) 
vorliegenden 2. bzw. 1. Auflage. 
 
Das alles kann man - wie immer - einfach beim Bestellformular auf der 
Homepage bestellen Nach der Bestellung muss man dann nichts mehr tun. 
Die bestellten Bücher und/oder die "Burhoff-Pakete" kommen dann vom 
Verlag. 
 
Zu den Rezensionen geht es hier. 

  

  
 

    

Ich weise dann auf folgende weitere Bestellmöglichkeiten hin: 
 
Am 18.11.2022 ist Burhoff/Grün, Messungen im Straßenverkehr, der Klassiker zu 
den Messverfahren, in der 6. Auflage erschienen. Das Werk enthält wieder eine 
ausführliche Darstellung der Technik der einzelnen Messverfahren. Neue 
Messverfahren sind aufgenommen, die Ausführungen im Übrigen (natürlich) 
aktualisiert. 
 
Der Preis beträgt im Einzelbezug 114 EUR. Zum Bestellformular geht es hier. Wer 
bestellt hat, muss sich dann um nichts mehr kümmern. Das Buch kommt dann 
automatisch.  
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Aus Anlass des Erscheinens der 6. Auflage des Buches "Messungen im 
Straßenverkehr" hat der Verlag dann auch das Verkehrsrechtspaket neu aufgelegt. 
Das besteht aus: 
 

Burhoff (Hrsg.) Handbuch für das straßenverkehrsrechtliche OWi-Verfahren, 
6. Aufl. 2021 und Burhoff/Grün (Hrsg.), Messungen im Straßenverkehr, 6. Aufl. 
2023. 
 

Also: Geballtes aktuelles Wissen im straßenverkehrsrechtlichen Owi-Recht. Und das 
für nur 199,00 EUR. Damit spart man gegenüber dem Einzelbezug der Werke 44,00 
EUR. 
 

Auch hier gilt: Bestellungen sind auf der Homepage möglich. Die Bücher kommen 
dann. 

 

 

 

Und dann der Hinweis auf eine weitere Neuerscheinung 2022: 
 
Diese Neuerscheinung hat zwar mit meinen sonstigen Themen nicht so ganz viel zu 
tun, ich will aber trotzdem hier darauf hinweisen. Es geht um mein erstes Buch, 
dessen erste Auflage 1989 erscheinen ist, nämlich mein 
 

"Vereinsrecht Ein Leitfaden für Verein und Mitglieder". 
 

Das ist jetzt in der 11. Auflage erschienen. Auf die weise ich hier dann hin. Es freut 
mich, dass dieses Buch in all den Jahren nicht nur Vereinen und ihren Mitgliedern 
ein - hoffentlich immer guter -  Ratgeber gewesen ist, sondern inzwischen wohl auch 
für Kollegen geworden ist. Daher der Hinweis und der Link zur Bestellung. Preis der 
Neuauflage: 76 EUR. Wer bestellt, erhält das Werk wie gehabt vom Verlag und von 
mir die Rechnung. 

  

  

 

    

Und dann auch noch einmal: 
 
Burhoff/Volpert: RVG Straf- und Bußgeldsachen, 6. Aufl. 2021.  
 
Das KostRÄG 2021 ist am 01.01.2021 in Kraft getreten. Der RVG-Kommentar ist am 
26. März 2021 erschienen. Er enthält natürlich alle Änderungen durch das KostRÄG. 
 
Wie immer: Man kann auf der Bestellseite meiner Homepage "bestellen". Danach 
muss man dann nichts mehr tun. Das Werk wird dann vom Verlag geliefert. 
 
Das Werk gibt es inzwischen auch als sog. Mängelexempalr zu einem reduzierten 
Preis von 99 EUR - das sind 30 EUR Ersparnis. 
 
Zu dem Werk liegen dann auch Rezensionen vor. Wie immer :-) : Gut. 
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Im März 2021 erschienen ist: 
 

Burhoff (Hrsg.) Handbuch für das straßenverkehrsrechtliche OW-Verfahren, 6. 
Aufl. 2021. 
 
Wie immer aktualisiert und erweitert. Das ein oder andere hatte sich nach 
Erscheinen der 5. Auflage doch getan in dem Bereich.  
 
Und natürlich kann man auch dieses Werk auf der Bestellseite meiner 
Homepage bestellen Danach muss man dann nichts mehr tun. Das Werk kommt 
automatisch. 
 
Auch dieses Werk gibt es inzwischen als sog. Mängelexempalr zu einem 
reduzierten Preis von 99 EUR - das sind 30 EUR Ersparnis. 
 
Auch zu diesem Werk liegen dann erste Rezensionen vor.  

  

  

 

    

Aus dem strafrechtlichen Angebot weise ich dann auch noch hin auf: 
  

Burhoff/Kotz (Hrsg.) Handbuch für die strafrechtlichen Rechtsmittel und 
Rechtsbehelfe, 2. Auflage, und auf 
 

Burhoff/Kotz (Hrsg.) Handbuch für die strafrechtliche Nachsorge. 
 

Beide Bücher sind derzeit als "1a-Ware", aber auch als sog. 
Mängelexemplare, also Exemplare aus Retouren, lieferbar. Das gilt 
auch für das "Burhoff Paket 2", das aus diesen beiden Büchern besteht. 
Das "Mängel-Paket" kostet nur 132,90 EUR, die Ersparnis gegenüber 
dem Einzelbezug der beiden Bücher liegt damit bei fast 100 EUR. 
 
 

Einfach auch hier mal beim Bestellformular schauen. 

 

 

 

 

 

Und zum Schluss dann auch noch einmal der Hinweis auf die vom Kollegen 
Marc N. Wandt herausgegebene  
 
"Festschrift zum 70. Geburtstag von Detlef Burhoff,  
 
die im August 2020 im ZAP-Verlag erschienen und über meine Hompeage 
käuflich zu erwerben ist.  
 
Allerdings leider nicht als Printausgabe, die 1. Auflage ist vergriffen. Die 
Festschrift wird auch als Print nicht noch einmal neu aufgelegt.  
 
Zu beziehen ist aber ein Ebook/eine PDF-Ausgabe, und zwar zum Preis von nur 
29,90 EUR. Bestellungen kann man ganz einfach auf der Homepage beim 
Bestellformular aufgeben. 
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Die Festschrift enthält interessante Beiträge zum Verfahrensrecht, über die man 
sich auf meiner Homepage näher informieren kann. 

 

 

 

 
Beim Bestellformular kann man natürlich auch meine übrigen Werke - und natürlich auch weitere Bücher, ggf. auch 
Mängelexemplare -, bestellen oder vorbestellen. Ich gehe, wenn nichts anderes vermerkt ist, bei eingehenden 
Bestellungen davon aus, dass Mängelexemplare gewünscht sind, wenn die angeboten werden. Ich bitte um 
Verständnis, dass für die Lieferungen aus den Sonderangeboten aber kein Rückgaberecht besteht. 

 

 
Und dann schließlich auch noch einmal der Hinweis auf das neuere Produkt im Anwalt-/ZAP-Verlag, auf das ich ja 
auch schon in früheren Newslettern hingewiesen hatte, nämlich der Hinweis auf:   
 

 
Bei diesem "Produkt" - dieser "Plattform" - handelt es sich um eine Online-Bibliothek des ZAP-/Anwalt-
Verlages, in der rund 150 Bücher online stehen. Nun ja, wird der ein oder andere sagen, das ist ja nichts Neues, 
das kennen wir ja schon. Das mag sein. Aber: Für mich (und meine Werke) ist das neue Baby des ZAP-Verlages 
vor allem deshalb interessant, weil damit endlich auch die Handbücher Ermittlungsverfahren und 
Hauptverhandlung beim ZAP-Verlag mobil fähig sind und Strafrechtler in diesen im Verfahren endlich ohne 
WLAN hinter dicken Gerichtsmauern im Saal live recherchieren können. Ohne Kilo weise Buchballast in der 
Tasche, was ja immer wieder "bemängelt" worden ist.  
 

Wer sich über Anwaltspraxis Wissen näher informieren will, kann das online unter Anwaltspraxis Wissen tun. 
Man kann vier verschiedene Module mit bis zu 150 frei geschaltenen Büchern bestellen. Die Online Bibliothek 
kann man im PC im Browser nutzen und auf iOS und Android Mobilgeräten (Smartphones und Tablets). Und: 
Mobile Apps gibt es inzwischen auch. 
  

 

Mit besten Grüßen  
und: Gesund bleiben - das ist m.E. nach wie vor immer noch das Wichtigste 
 
Rechtsanwalt Detlef Burhoff, RiOLG a.D.  

  

Wenn Sie diese E-Mail (an: newsletter@burhoff.de) nicht mehr empfangen möchten, können Sie diese hier kostenlos abbestellen.  

  

RiOLG a.D. 
Rechtsanwalt Detlef Burhoff,  

Nessestraße 26 
26789 Leer 
Deutschland 

 
049197673846 

newsletter@burhoff.de 

 


